Die Kontrollvorgänge im Hinblick auf die „Angemessenheit der territorialen pharmazeutischen Verschreibungen der Jahre 2007, 2008 und 2009“ leiden im Hinblick auf das im gegenständlichen Fall vorgenommene Verwaltungsverfahren unter erheblichen verfahrensrechtlichen Gebrechen, die im folgenden kurz aufgelistet sind. 

· Späte und rigide Rezeption der staatlichen Norm: Das Staatsgesetz vom 8. 8. 1996, Nr. 425, zumal Art. 1 Absatz 4 (Spesa per l’assistenza farmaceutica) erst mit Landesgesetz Nr. 7 vom 5. 3. 2001 in sehr allgemeiner Form rezipiert. Die Umsetzung erfolgte wiederum verzögert und zwar aufgrund der Richtlinien des Generaldirektors des Südtiroler Sanitätsbetriebes gemäß Schreiben Prot. Nr. 45809/06/11/2007. Die verzögerte Aufnahme und Umsetzung der staatlichen Norm hatte zur Folge, dass die Sanktionsbestimmung des Staatsgesetzes (Il medico è tenuto a rimborsare al servizio sanitario nazionale il farmaco indebitamente prescritto.) aufgrund der Säumigkeit des Landes bzw. des Sanitätsbetriebes über ein Jahrzehnt lang toter Buchstabe blieb. Mit Blick auf die „laxe“ Rezeption seitens des Landes konnten die betroffenen Ärzte ab 2007 wohl kaum annehmen, dass ihre Verschreibungen rigide sanktioniert würden. Fazit: Das Land legt an die Ärzteschaft Maßstäbe an, die es selbst nicht respektiert.

· Unzureichende Dokumentation: Die „Pharmazeutische Betriebskommission“ hat kein Protokoll über ihre jährlichen Sitzungen angefertigt, aus der sich die entsprechenden Grundlagen und Einzelentscheidungen nachvollziehen ließen. Die Kommissionsmitglieder hatten in der knappen Sitzungszeit unter Regie des Berichterstatters Dr. Rois Benelli keine Gelegenheit, die einzelnen Fälle eingehend zu vertiefen und entsprechend zu würdigen. Die Bewertung des Berichterstatters und seine Kenntnis der Einzelfälle blieben im wesentlichen die maßgebende Richtschnur und wurden – wie erwähnt – ohne protokollarische Dokumentation erstellt. Ein Protokoll wäre auch deshalb notwendig gewesen, um mittels Gegenzeichnung der Kommissionsmitglieder deren Teilnahme an der Sitzung und ihr Einverständnis zu bestätigen. 

· Verstoß gegen das Transparenz- und Informationsgebot: Die aufgrund der Kontrollen seit 2007 eingeforderten und von manchen Ärzten vorgelegten Rechtfertigungen wurden nicht beantwortet, ja nicht einmal ihr Eingang bestätigt, sodass unter den betroffenen Ärzten völlige Unwissenheit darüber bestand, ob die Rechtfertigung angenommen worden war oder nicht. Vielmehr wurden sie durch die fehlende Reaktion in Sicherheit gewiegt, dass alles in Ordnung wäre. Dieses Vorgehen verstößt gegen das Transparenzgebot des allgemeinen Verwaltungsverfahrens, da es die Betroffenen darüber im Unklaren beließ, ob ihre Rechtfertigung ausreichend war oder nicht. Auch die „Pharmazeutische Betriebskommission“ selbst hat die Fälle von Verschreibungen, bei denen ihre eigenen Anfragen um Klärung bei der Ärzteschaft ohne Antwort blieben, als nicht gerechtfertigt bewertet. Im Umkehrschluss muss das Schweigen des Kontrolleurs als unberechtigt und unzumutbar gelten. So wie die Kommission die in Frage stehenden Verschreibungen als „nicht gerechtfertigt“ bewertete, „wenn keine Antwort auf die Anfrage um Klärung eingelangt ist“, so ist auch das Schweigen der Verwaltung auf die erfolgte Rechtfertigung seitens der Ärzte als „nicht gerechtfertigt“ zu bewerten und jede anschließende Sanktion abzulehnen.

· Fehlende Angabe über Form und Höhe der Sanktionierung: Die Ärzte erhielten im Vorfeld der abgewickelten Kontrollen keine Information über das in Aussicht genommene Strafmaß; die der Kontrolle unterzogenen Ärzte wussten nicht, ob sie mit einer schriftlichen Verwarnung oder einer Geldstrafe zu rechnen hatten; über das vorgesehene Ausmaß der Sanktionen herrschte völlige Unkenntnis.. 

· Bei weitem verspätete Sanktionierung der mutmaßlichen Verstöße: Besonders gravierend ist der Verstoß gegen eine zentrale Grundnorm des Verwaltungsverfahrens. So wurden die Übertretungen den jeweils betroffenen Ärzten nicht zeitgerecht vorgehalten, wie gesetzlich vorgesehen. Denn lt. Art. 14 des Staatsgesetzes 689/1981 bzw. Art. 4 des Landesgesetzes 9/1977 muss die Vorhaltung der Übertretung – soweit möglich – unmittelbar bei Feststellung der Übertretung, oder sonst innerhalb 90 Tagen ab Feststellung vorgenommen werden. Falls die Vorhaltung nicht innerhalb dieser Frist erfolgt, erlischt die Verwaltungsstrafe. Die Frist für die Vorhaltung läuft ab dem Tag, an dem die Übertretung festgestellt wird. Nach geltender Rechtsprechung darf zwischen dem Anfangsverdacht und der effektiven Feststellung keine unangemessene Frist verstreichen. Genau dies ist jedoch erfolgt: Nach Aufforderung zur Rechtfertigung (die von den Ärzten zumeist beantwortet wurde) verstrichen oft viele Monate, bis dann zu Jahresende 2011 der Bescheid zur Rückzahlung eintraf. Dieses Vorgehen steht mit einem ordentlichen Verwaltungsverfahren keinesfalls im Einklang, sondern im krassen Widerspruch. Die etwa vom Präsidenten der Pharmazeutischen Betriebskommission, Dr. Walter Pitscheider, in einem Schreiben an einen betroffenen Arzt herangezogene Begründung (10. 2. 2012; Prot. 0015803-BZ) widerspricht dieser gesetzlichen Bestimmung, wenn dort verlautet: „Nachdem es sich um ein Drei-Jahres-Projekt handelt und nachdem das bereits genannte Gesetz Nr.. 425/1996 und die verschiedenen Entscheidungen/Beschlüsse keinen zeitlichen Termin für die Bekanntgabe der Ergebnisse enthalten, hat die Betriebsleitung im Einvernehmen mit dem Gesundheitsassessorat beschlossen, dieselben nach Abschluss des Projektes zu verschicken.“ Diese zeitliche Verzögerung spricht jeder verfahrensrechtlichen Korrektheit Hohn.

Unter diesen Umständen ist die an die betroffenen Ärzte gerichtete Beanstandung und Zahlungsaufforderung mit so vielen verfahrensrechtlichen Mängeln behaftet, dass sie allein unter diesem Aspekt abzulehnen ist. Der Südtiroler Sanitätsbetrieb und das zuständige Assessorat müssen die Maßnahme entweder aufgrund von Formfehlern zurücknehmen (wie vorgeschlagen „Annullamento in via di autotutela“) oder sich mit einer symbolischen Abgeltung begnügen. Vor allem aber ist für die Zukunft ein transparentes Verfahren zu vereinbaren, das die Rechte beider Seiten ebenso schützt wie die korrekte Gebarung der Haushaltsmittel sicher stellt.

